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vom 
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 27. März 2024 durch den 

Vorsitzenden Richter Pamp, die Richter Dr. Kartzke und Prof. Dr. Jurgeleit so-

wie die Richterinnen Graßnack und Dr. Brenneisen 

beschlossen: 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 16. Zivilsenats 

des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 15. Juni 2023 wird in-

soweit als unzulässig verworfen, als sie über die beschränkte Zu-

lassung der Revision in diesem Berufungsurteil bezüglich der 

Aufnahme von Angaben zu "prämien- oder provisionsrelevanten 

Sondervereinbarungen" in den Buchauszug hinausgeht.  

 

Die hilfsweise eingelegte Beschwerde der Klägerin gegen die 

teilweise Nichtzulassung der Revision in dem vorstehend ge-

nannten Berufungsurteil wird zurückgewiesen.  

 

Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.  

 

Gegenstandswert für die unzulässige Revision/Nichtzulassungs-

beschwerde: 30.000 €  

 

Gegenstandswert für die beschränkt zugelassene Revision: 

1.000 €.  
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Gründe:  

Die Revision der Klägerin ist nach § 552 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 ZPO in-

soweit als teilweise unzulässig zu verwerfen, als sie über die beschränkte Zu-

lassung der Revision in dem Berufungsurteil bezüglich der Aufnahme von An-

gaben zu "prämien- oder provisionsrelevanten Sondervereinbarungen" in den 

Buchauszug hinausgeht. In diesem Umfang ist die Revision unstatthaft, § 542 

Abs. 1, § 543 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. Die von der Klägerin hilfsweise eingelegte Be-

schwerde gegen die teilweise Nichtzulassung der Revision hat keinen Erfolg, 

§ 543 Abs. 1 Nr. 2 ZPO. 

1. Das Berufungsgericht hat die Revision zugunsten der Klägerin nur in-

soweit zugelassen, als es die Anschlussberufung der Klägerin im Umfang des 

Antrags zurückgewiesen hat, auch Angaben zu "prämien- oder provisionsrele-

vanten Sondervereinbarungen" in den Buchauszug aufzunehmen. Diese Be-

schränkung der Revisionszulassung ist entgegen der Auffassung der Klägerin 

wirksam. Das hat zur Folge, dass die Revision der Klägerin als unzulässig zu 

verwerfen ist, soweit sie über die beschränkte Revisionszulassung im Beru-

fungsurteil bezüglich der Aufnahme von Angaben zu "prämien- oder provisions-

relevanten Sondervereinbarungen" in den Buchauszug hinausgeht. Zwar darf 

die Revisionszulassung nicht auf bestimmte Rechtsfragen beschränkt werden 

(vgl. BGH, Urteil vom 28. Oktober 2004 - VII ZR 18/03, BauR 2015, 425 = 

NZBau 2005, 150, juris Rn. 18). Nach der ständigen Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofs kann die Zulassung der Revision jedoch wirksam auf einen tat-

sächlich und rechtlich selbständigen Teil des Gesamtstreitstoffs beschränkt 

werden, der Gegenstand eines Teil- oder Zwischenurteils sein könnte oder auf 

den der Revisionskläger selbst seine Revision beschränken könnte (vgl. BGH, 

Beschluss vom 18. Januar 2023 - VII ZR 881/21 Rn. 3, juris; Beschluss vom 

14. September 2017 - VII ZR 116/15 Rn. 3, juris; Beschluss vom 30. Juli 2015 
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- VII ZR 144/14 Rn. 3; vgl. ferner BGH, Urteil vom 21. Mai 2015 - VII ZR 190/14 

Rn. 12 ff., BauR 2015, 1515 = NZBau 2015, 477). Ein derartiger Fall liegt hier 

vor. Die Klägerin als Revisionsklägerin hätte selbst die Revision auf den Antrag, 

Angaben zu "prämien- oder provisionsrelevanten Sondervereinbarungen" in 

den Buchauszug aufzunehmen, beschränken können. 

2. Von einer Begründung der Zurückweisung der - hilfsweise eingeleg-

ten  Beschwerde der Klägerin gegen die teilweise Nichtzulassung der Revision 

wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen 

beizutragen, unter denen eine Revision zuzulassen ist, § 544 Abs. 6 Satz 2 

Halbsatz 2 ZPO.  

 

Pamp                                                Kartzke                                          Jurgeleit 

                           Graßnack                                         Brenneisen 

Vorinstanzen: 

LG Düsseldorf, Entscheidung vom 27.11.2020 - 40 O 92/18 -  

OLG Düsseldorf, Entscheidung vom 15.06.2023 - I-16 U 355/20 -  
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